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Empfehlung

Die Clearingstelle EEG empfiehlt, die Fragen des Empfehlungsverfahrens

Mitteilungspflichten gemäß § 14a EEG 2004 – Fristen

wie folgt zu beantworten:

1. Die Pflichten der Anlagenbetreiber gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004, der
Netzbetreiber gemäß § 14a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2004, der Übertragungs-
netzbetreiber gemäß § 14a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2004 und der Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen nach § 14a Abs. 5 EEG 2004, zu den jeweils genann-
ten Terminen die jeweiligen Endabrechnungen bzw. die für diese erforderli-
chen Daten für das Vorjahr vorzulegen, sind Hauptleistungspflichten eigen-
ständiger gesetzlicher Schuldverhältnisse.

2. Im Hinblick auf die zugrundeliegenden Vergütungs-/Ausgleichsansprüche han-
delt es sich bei den jeweiligen Terminen um das Ende von Verjährungsfristen.
§ 14a Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7
EEG 2004 sind § 195 BGB verdrängende Spezialregelungen.

(a) Hieraus folgt: Kommen die Verpflichteten ihrer Datenlieferungspflicht
bis zu den genannten Zeitpunkten nicht nach, so verlieren sie dadurch
ihren Anspruch auf Vergütung bzw. Ausgleich nicht. Der Datenliefe-
rungsempfänger kann dem Vergütungs-/Ausgleichsbegehren jedoch die
Einrede der Verjährung entgegenhalten. Wenn und soweit er die Einrede
der Verjährung erhebt, ist der Anspruch auf Vergütung bzw. Ausgleich
nicht durchsetzbar.

(b) Die Einrede der Verjährung darf von den Datenlieferungsempfängern je-
doch erst erhoben werden, sobald sie die gelieferten Daten nicht mehr ih-
rerseits in den Ausgleich einstellen können. Dies ist insbesondere ab dem
Zeitpunkt der Fall, zu dem sie selbst verpflichtet sind, ihrerseits Daten
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an den zeitlich nachfolgenden Empfänger weiterzugeben. Die Erhebung
der Einrede der Verjährung zu einem Zeitpunkt, zu dem die Datenliefe-
rungsempfänger die Daten noch in den Ausgleich einstellen können, ist
rechtsmissbräuchlich gemäß § 226 BGB und damit unstatthaft.

3. Zur Vermeidung von Streitigkeiten insbesondere zwischen Anlagen- und Netz-
betreibern rät die Clearingstelle EEG

(a) den Anlagenbetreiberinnen und -betreibern, möglichst frühzeitig mit den
Netzbetreibern zu vereinbaren, in welchem Turnus, insbesondere zu wel-
chen Terminen die Daten geliefert werden sollen,

(b) den Netzbetreibern, die Anlagenbetreiberinnen und -betreiber rechtzei-
tig und schriftlich darauf aufmerksam zu machen, dass diese ihren Ver-
gütungsanspruch für den im Vorjahr gelieferten Strom nach dem 28. Fe-
bruar ggf. nicht mehr durchsetzen können werden. Dies gilt insbesondere
für Netzbetreiber, die keine ausdrückliche Vereinbarung über Zeitpunkt
und Umfang der Datenlieferung mit dem Anlagenbetreiber bzw. der An-
lagenbetreiberin getroffen haben.
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1 Einleitung des Verfahrens

Das Verfahren wurde veranlasst durch an die Clearingstelle EEG gerichtete Anfra-
gen zu § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004. Diese hatten Vergütungsansprüche von Anla-
genbetreiberinnen und -betreibern nach § 5 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004
im Falle nicht fristgerechter Zurverfügungstellung der für die Endabrechnung des
Vorjahres erforderlichen Daten an die zuständigen Netzbetreiber zum Gegenstand.

Die Clearingstelle EEG hat auf ihrer Sitzung am 11. Februar 2008 durch den Vorsit-
zenden der Clearingstelle EEG, Dr. Lovens, die Mitglieder der Clearingstelle EEG
Lucha und Puke und die nichtständigen Beisitzer der Clearingstelle EEG Grobrüg-
ge und Weißenborn gemäß § 23 Abs. 1 Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG
(VerfO) die Einleitung eines Empfehlungsverfahrens mit folgenden Fragen beschlos-
sen:

Welche Folge hat die Versäumnis der Fristen gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3,
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7 EEG 2004 ?
Insbesondere: Lässt die Fristversäumnis des Meldepflichtigen dessen An-
spruch gegenüber dem Meldeempfänger entfallen ?

Die Beschlussvorlage für die vorliegende Empfehlung hat gemäß § 24 Abs. 5 VerfO
der Vorsitzende der Clearingstelle EEG Dr. Lovens erstellt.

Die im Anhang der Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG (VerfO)1 bezeich-
neten Interessengruppen und öffentlichen Stellen haben bis zum 19. März 2008,
12:00 Uhr, Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme gemäß § 24 Abs. 1 VerfO er-
halten. Der Clearingstelle EEG ist die vom BDEW Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft e. V., Berlin, verfasste Stellungnahme2 fristgerecht zugegangen.

2 Einführung

Das Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz
– EEG)3 begründet gemäß §§ 4 und 5 EEG 2004 ein gesetzliches Schuldverhältnis
1Abrufbar unter: http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
2Abrufbar unter: http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7.
3Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im
Strombereich vom 21.07.2004, BGBl. I S. 1918, zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ersten Geset-

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Lucha. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7 können Sie dieses
Dokument herunterladen.

4

http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung
http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7
http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7


zwischen Anlagen- und Netzbetreibern. Gegenstand des Schuldverhältnisses ist der
unverzüglich vorrangig vorzunehmende Anschluss von Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Erneuerbaren Energien oder aus Grubengas an das Netz, die Abnahme
und die Übertragung des gesamten aus diesen Anlagen angebotenen Stroms sowie
dessen Vergütung nach Maßgabe der §§ 6 – 12 EEG 2004 durch die Netzbetreiber.

Die bundesweite Ausgleichsregelung des § 14 EEG 2004 sorgt für den Ausgleich der
gemäß § 5 i. V. m. § 4 EEG 2004 abgenommenen und entsprechend vergüteten Strom-
mengen zwischen den unterschiedlich stark in Anspruch genommenen Netz- und
Übertragungsnetzbetreibern und begründet eine Abnahme- und Vergütungspflicht
der vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber und der Letztverbraucher mit Strom
beliefernden Elektrizitätsversorgungsunternehmen.4 Die Verpflichtung der Übertra-
gungsnetzbetreiber nach § 14 Abs. 1 EEG 2004 ist zusammen mit den Verpflichtun-
gen nach §§ 4 und 5 EEG 2004 die Grundlage der bundesweiten Ausgleichsrege-
lung.5 Die §§ 4, 5 und 14 EEG 2004 bilden ein einheitliches System, mit dem die
Vergütungszahlungen und Strommengen bundesweit ausgeglichen werden.6 Die für
die Durchführung des bundesweiten Ausgleichs nach §§ 5 Abs. 2, 14 EEG 2004 er-
forderlichen Daten, insbesondere die in den Absätzen 2 bis 5 des § 14a EEG 2004
genannten, haben Anlagenbetreiber, Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen gemäß § 14a Abs. 1 EEG 2004 einander zur Verfügung zu stellen. Nach
dem Wortlaut des Gesetzes sind die jeweiligen Betroffenen insoweit zur Mitteilung
von Angaben und zur Vorlage von Daten verpflichtet. Das EEG 2004 benennt jedoch
die Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen die in § 14a EEG 2004 normierten Pflichten,
bis zu bestimmten Terminen bestimmte Handlungen vorzunehmen, nicht.

Soweit ersichtlich, ist zu den in § 14a EEG 2004 genannten Fristen bzw. ihrer Ver-
säumnis bislang keine Rechtsprechung ergangen. Demgegenüber war die
(Nicht-)Einhaltung der vom Gesetz als Ausschlussfrist bezeichneten Frist des § 16
Abs. 6 Satz 1 EEG 2004 (besondere Ausgleichsregelung) Gegenstand mehrerer Ver-
fahren vor dem Verwaltungsgericht Frankfurt am Main7 sowie vor dem Hessischen

zes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 07.11.2006, BGBl. I S. 2550, nachfolgend
bezeichnet als EEG 2004.

4Zu den Einzelheiten des bundesweiten Ausgleichs s. Trzeciak/Goldbach in:
Bartsch/Röhling/Salje/Scholz (Hrsg.), Stromwirtschaft Praxishandbuch, 2. Aufl. 2008, Kap. 46
Rn. 116 ff.

5BT-Drs. 15/2864 S. 47.
6Oschmann, in: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG, 2. Aufl. 2008, § 14 Rn. 1.
7VG Frankfurt am Main, Urt. v. 13.03.2008 – 1 E 1303/07, zitiert nach juris; VG Frankfurt am Main,
Urt. v. 13.03.2008 – 1 E 1860/07 (1) (nicht veröffentlicht); VG Frankfurt am Main, Urt. v. 18.05.2006 –
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Verwaltungsgerichtshof8. Die Entscheidungen behandeln Einzelheiten zu der Fra-
ge, unter welchen Voraussetzungen der Antrag auf Begrenzung der abzunehmenden
und zu bezahlenden Strommenge nach § 16 Abs. 1 EEG 2004 als vollständig und
rechtzeitig gestellt anzusehen ist. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass Anträge auf
Begrenzung des Anteils der Strommenge nach § 14 Abs. 3 Satz 1 EEG 2004 gegen-
über dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle nach dem 30. Juni des
jeweils laufenden Jahres nicht mehr statthaft sind.

Die Literatur positioniert sich zu den Rechtsfolgen einer Fristversäumnis uneinheit-
lich.

Tüngler9 betrachtet die in der Terminkette des § 14a EEG 2004 genannten Fristen als
Ausschlussfristen und beruft sich hierfür auf die Begründung des Gesetzentwurfs,
auf die Gesetzessystematik sowie auf die mit den Fristen beabsichtigte Beschleuni-
gung und Vereinfachung des Ausgleichssystems.

Brodowski10 sowie Trzeciak/Goldbach11 kommen unter Heranziehung derselben Ar-
gumente ebenfalls zur Ansicht, dass die Fristen des § 14a EEG 2004 Ausschlussfristen
seien.

Oschmann12 sieht in der Frist des § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004 eine reine objek-
tivrechtliche Ordnungsfrist. Ein Verstoß hiergegen schließe den Vergütungsanspruch
des Anlagenbetreibers gegen den Netzbetreiber nicht aus. Zu den Rechtsfolgen ei-
ner Versäumnis der Fristen positioniert er sich13 – ebenso wie Klemm14 – insgesamt
nicht.

Nach Loibl15 stellt § 14 Abs. 6 Satz 3 EEG 200016 keine Ausschlussfrist dar, bei deren

1 E 2327/05 (3) (nicht veröffentlicht).
8VGH Kassel, Beschl. v. 13.07.2006 – 6 UZ 1104/06 (nicht veröffentlicht); Vorinstanz: VG Frankfurt
am Main, Urt. v. 16.03.2006 – 1 E 1542/05 (3) (nicht veröffentlicht).

9Die Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, et 1 – 2/2005, 901, 903.
10Der Belastungsausgleich im Erneuerbare-Energien-Gesetz und im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz

im Rechtsvergleich, 1. Aufl. 2007, S. 125.
11In: Bartsch/Röhling/Salje/Scholz (Hrsg.), Stromwirtschaft Praxishandbuch, 2. Aufl. 2008, Kap. 46

Rn. 121 f.
12In: Altrock/Oschmann/Theobald (Hrsg.), EEG, 2. Aufl. 2008, § 14a Rn. 11 a. E.
13In: Danner (Hrsg.), Energierecht Kommentar, Bd. 2, Stand: Juli 2007, § 14a Rn. 17 ff.
14In: Hempel/Franke (Hrsg.), Recht der Energie- und Wasserversorgung, Kommentar, Bd. 3, EEG,

Stand: 74. AL, November 2004.
15In: Germer/Loibl (Hrsg.), Energierecht Handbuch, 2. Aufl. 2007, S. 460.
16Es handelt sich um die durch Artikel 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes vom 07.11.2006, BGBl. I S. 2550, aufgehobene Vorgängerregelung des nunmeh-
rigen § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004.
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Versäumung der Vergütungsanspruch der Anlagenbetreiber für das Vorjahr entfallen
würde; dem Netzbetreiber könnten hieraus allenfalls Zurückbehaltungsansprüche
für weitere Zahlungen betreffend das abgeschlossene Kalenderjahr erwachsen.

Salje17 betrachtet die Meldung der Anlagenbetreiber als eine „. . . letztlich deklaratori-
sche Handlung. . . “ und sieht bei einer Fristversäumnis sowohl der Anlagenbetreiber
als auch der Netzbetreiber den Verlust des Vergütungsanspruchs wegen Unverhält-
nismäßigkeit als u. U. nicht gerechtfertigt an. Es könne jedoch zu einem Abzug in-
sofern kommen, als erforderliche Daten nicht vorliegen („Fehlmengen“).

3 Zusammenfassung der Stellungnahme

Die Stellungnahme des BDEW18 lässt sich wie folgt zusammenfassen:

• Die in § 14a EEG 2004 genannten Datenlieferungspflichten seien keine Oblie-
genheiten, sondern zivilrechtlich durchsetzbare Mitwirkungs- und Informati-
onspflichten.

• Die Frist des § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004 stelle eine Ausschlussfrist dar. Netz-
betreiber könnten jedoch bis zur Erstellung des Wirtschaftsprüfertestats Nach-
meldungen kulanzweise zulassen. Sofern Netzbetreiber dem widersprächen,
müssten Anlagenbetreiber ihre Vergütungsansprüche gemäß § 14a Abs. 6
i. V. m. § 14 Abs. 4 EEG 2004 gerichtlich durchsetzen.

• Nach Erstellung des Testats gegenüber dem regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreiber nach § 14a Abs. 7 EEG 2004 komme eine verfristete außer-
gerichtliche Nachmeldung nicht mehr in Betracht, da ansonsten daraus dem
Netzbetreiber eine Prozessführungspflicht gegenüber dem Übertragungsnetz-
betreiber mit der nachteiligen Kostenfolge des § 93 ZPO erwachse.

• § 14 Abs. 4 EEG 2004 gelte gemäß § 14a Abs. 6 EEG 2004 nicht nur im Verhält-
nis zwischen Netzbetreibern und Energieversorgungsunternehmen, sondern
auch für Anlagenbetreiber.

17Erneuerbare-Energien-Gesetz, 4. Aufl. 2007, § 14a Rn. 18 und Rn. 28.
18Abrufbar unter: http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7.
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• Anlagenbetreiber hätten Netzbetreiber neben einer ggf. greifenden Ausschluss-
wirkung für alle entstehenden Mehrkosten infolge verspäteter Meldung nach
§§ 280, 262 BGB zu entschädigen.

• Die vorgenannten Rechtsfolgen sollten für die übrigen Stufen des Belastungs-
ausgleichs entsprechend gelten.

• Die Testierpflichten nach § 14a Abs. 7 EEG 2004 seien „verhaltene Ansprü-
che“, die erst zur Entstehung gelangten, wenn der Berechtigte ihre Erfüllung
verlange. Komme ein Verpflichteter der Erfüllung nicht nach, sollten die vor-
genannten Rechtsfolgen entsprechend gelten.

4 Herleitung

4.1 Die Pflichten gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3, Satz 1 Nr. 2, Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 und Abs. 5 EEG 2004

Gemäß § 14a

• Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004 sind Anlagenbetreiber verpflichtet, Netzbetreibern bis
zum 28. Februar eines Jahres die für die Endabrechnung des Vorjahres erfor-
derlichen Daten zur Verfügung zu stellen.

• Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 sind Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetzbetreiber
sind, verpflichtet, dem vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber bis zum
30. April eines Jahres mittels der auf dessen Internetseite zur Verfügung ge-
stellten Formularvorlagen in elektronischer Form die Endabrechnung für das
Vorjahr für jede einzelne Anlage und aggregiert vorzulegen.

• Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EEG 2004 sind Übertragungsnetzbetreiber verpflichtet, den
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, für die sie regelverantwortlich sind, bis
zum 30. September eines Jahres die Endabrechnung für das Vorjahr vorzule-
gen.

• Abs. 5 EEG 2004 sind Elektrizitätsversorgungsunternehmen verpflichtet, ih-
rem regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich ihren
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Strombezug und die an Letztverbraucherinnen oder Letztverbraucher gelie-
ferte Energiemenge mitzuteilen und bis zum 30. April die Endabrechnung für
das Vorjahr vorzulegen.

Der Begriff des Anlagenbetreibers richtet sich nach § 3 Abs. 3 EEG 2004, der des
Netzbetreibers nach § 3 Abs. 7 Satz 1 EEG 2004 und der des Übertragungsnetzbe-
treibers nach § 3 Abs. 7 Satz 2 EEG 2004. Die vorgenannten Pflichten werden im
Folgenden als „die Pflichten“ bezeichnet, sofern nicht ausdrücklich eine Differen-
zierung vorgenommen wird. Die Empfehlung beantwortet dabei ausschließlich die
Frage, welche Folge die Versäumnis der Fristen hat und behandelt nicht die Frage, ob
und ggf. in welchem Umfang die jeweiligen Datenlieferungsempfänger verpflichtet
sind, ihnen bereits vorliegende Daten von sich aus zu berücksichtigen.

4.1.1 Wortlaut

Der Wortlaut der Regelungen enthält keine Konkretisierung des Begriffs der Pflicht
bzw. der Verpflichtung. Insbesondere enthält § 14a EEG 2004 keine Bestimmung
darüber, welche Rechtsfolgen der Verstoß gegen die Pflichten hat.19

Da der Wortlaut in § 14a EEG 2004 uneindeutig ist, sind das Ausmaß der Pflichten
sowie die Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen die Pflichten nach den Grundsätzen
der Gesetzesauslegung zu ermitteln.

4.1.2 Systematische Auslegung im Zusammenhang des EEG

Zunächst ist dabei der systematische Zusammenhang innerhalb des EEG selbst zu
betrachten. Dabei kommt in Betracht, die Pflichten als Haupt- oder Nebenpflich-
ten der gesetzlichen Schuldverhältnisse gemäß §§ 4, 5 – im Verhältnis Anlagen- und
Netzbetreiber i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004 – anzusehen.

§ 4 EEG 2004 regelt die Abnahme- und Übertragungspflicht der Netzbetreiber für
aus Erneuerbaren Energien produzierten Strom und definiert die weiteren Voraus-
setzungen dieser Pflicht. § 5 EEG 2004 konstituiert die Pflicht der Netzbetreiber,
abgenommenen Strom aus Anlagen, die ausschließlich Erneuerbare Energien oder
19Darauf, dass der Inhalt der Pflicht und die Verletzung der Pflicht in einem einander bedingenden

Zusammenhang stehen können, weist die Brockhaus Enzyklopädie in 20 Bänden, 14. Band Ost –
Poq, 17. Aufl. 1968, S. 504 r. Sp. f. hin.
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Grubengas einsetzen, nach Maßgabe der §§ 6 – 12 EEG 2004 zu vergüten. Des Weite-
ren verpflichtet § 5 Abs. 2 EEG 2004 den vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber,
dem Netzbetreiber die entsprechende Energiemenge abzunehmen und zu vergüten.
Die §§ 4, 5 EEG 2004 legen damit den Grundstein für die bundesweite Ausgleichsre-
gelung gemäß § 14 EEG 2004, in deren Zusammenhang die verfahrensgegenständli-
chen Mitteilungspflichten gemäß § 14a EEG 2004 zu sehen sind.

Daher könnte die Erfüllung der Pflichten eine (Teil-)Voraussetzung für

• die Abnahme und Übertragung des Stroms aus Erneuerbaren Energien zwi-
schen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber, Netzbetreiber und Übertragungs-
netzbetreiber gemäß § 4 EEG 2004 – soweit gemäß § 5 EEG 2004 vergütungs-
pflichtig – und

• die Vergütung des abgenommenen Stroms in den jeweils gleichen Verhältnis-
sen gemäß § 5 EEG 2004

sein. Folgte man dieser Auffassung, käme eine Kürzung bis hin zum Wegfall von
Vergütungszahlungen als Folge der Nichterfüllung der Pflichten in Betracht.

Dies hieße, mit dem Verstreichen der in § 14a EEG 2004 genannten Fristen eine
rechtsvernichtende Einwendung in Bezug auf die Abnahme-, Übertragungs- oder
Vergütungspflicht des Gläubigers anzunehmen; diese Fristen wären somit Ausschluss-
fristen, deren Versäumen den Anspruch auf Abnahme, Übertragung oder Vergütung
entfallen lassen würde. Eine solche Deutung hält der der näheren Überprüfung nicht
stand:

Zum einen behandeln die §§ 4, 5 EEG 2004 lediglich die ersten beiden Stufen des
bundesweiten Ausgleichssystems, das in § 14 EEG 2004 weiter ausdifferenziert wird.
Bei den §§ 4, 5 EEG 2004 handelt es sich – ggf. ergänzt durch §§ 6 – 12 EEG 2004
– um die Anspruchsgrundlagen für die Abnahme, die Übertragung und die Ver-
gütung des aus Erneuerbaren Energien gewonnenen Stroms in den jeweiligen Ver-
hältnissen zwischen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber sowie Netzbetreiber und
Übertragungsbetreiber. Die Pflichten gemäß § 14a EEG 2004 betreffen jedoch auch
das weitere Abwicklungsverhältnis zwischen Übertragungsnetzbetreiber und Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen (§ 14a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 5 EEG 2004)
sowie die Bescheinigung der Endabrechnungen (Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 5 sowie
nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2) durch einen Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer
(§ 14a Abs. 7 EEG 2004). Wären die Pflichten dahingehend auszulegen, dass sie die

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Lucha. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7 können Sie dieses
Dokument herunterladen.

10

http://www.clearingstelle-eeg.de/EmpfV/2008/7


Abnahme, Übertragungs- und Vergütungsansprüche gemäß §§ 4, 5 EEG 2004 modi-
fizierten, bliebe diese Deutung insofern asymmetrisch, als die weiteren Stufen des
Abwicklungsverhältnisses gemäß § 14 EEG 2004 nicht tangiert würden. Eine syste-
matische Auslegung hat jedoch gerade zum Inhalt und zum Ziel, eine Deutungskohä-
renz im Rahmen des jeweiligen Gesetzes- bzw. Rechtszusammenhanges herzustellen.

Zum anderen regeln die §§ 4, 5 i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004 insbesondere die Vergü-
tungsvoraussetzungen abschließend. Dies ergibt sich bereits aus § 5 Abs. 1 EEG 2004,
demzufolge

Netzbetreiber . . . verpflichtet [sind], Strom, . . . , nach Maßgabe der §§ 6
bis 12 zu vergüten.20

Grundlage für die Vergütungsansprüche sind demzufolge allein die §§ 5, 6 – 12 EEG
2004. Eine Verletzung der verfahrensgegenständlichen Pflichten lässt somit den Ver-
gütungsanspruch nicht entfallen. Die Schuldverhältnisse gemäß §§ 4, 5 – ggf. i. V. m.
§§ 6 – 12 – EEG 2004 und gemäß § 14a EEG 2004 sind vielmehr jeweils selbständig.

Des Weiteren ist die im Rahmen der besonderen Ausgleichsregelung gemäß § 16
EEG 2004 in dessen Abs. 6 normierte Antragsfrist im Rahmen der systematischen
Auslegung heranzuziehen. Gemäß § 16 Abs. 6 EEG 2004 ist der Antrag auf Begren-
zung der Strommenge nach § 14 Abs. 3 Satz 1 EEG 2004, der von Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen an Letztverbraucher, die Unternehmen des produzierenden
Gewerbes oder Schienenbahnen sind, jeweils zum 30. Juni des laufenden Jahres zu
stellen. Das Gesetz kategorisiert diese Frist als Ausschlussfrist (§ 16 Abs. 6 Satz 1 a.
E. EEG 2004). Eine Schlussfolgerung für die Rechtsfolge der Versäumnis der verfah-
rensgegenständlichen Pflichten lässt sich hieraus jedoch nicht ziehen. Die Regelung
des § 16 Abs. 6 Satz 1 EEG 2004 behandelt das jeweils laufende, nicht das bereits abge-
schlossene Jahr. Die besondere Ausgleichsregelung dient somit nicht der Vervollstän-
digung und Erhaltung des bundesweiten Ausgleichssystems.21 Zudem ist der Antrag
auf Durchführung der besonderen Ausgleichsregelungen gegenüber dem Bundesamt
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle zu stellen, das eine öffentlich-rechtliche Ver-
waltungsfunktion erfüllt. Die Rechtsverhältnisse zwischen Anlagenbetreiber und
Netzbetreiber, Netzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber, Übertragungsnetzbe-
treiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind jedoch privatrechtlich ausge-
staltet. Schließlich lässt sich aus der expliziten Bezeichnung der in § 16 Abs. 6 Satz 1
20Hervorhebungen nicht im Original.
21Hierzu im Einzelnen die teleologischen Erwägungen unter 4.1.6.
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EEG 2004 genannten Frist als Ausschlussfrist weder der Schluss ziehen, dass es sich
bei den in § 14a EEG 2004 genannten Fristen um Ausschlussfristen handelt, noch ist
die gegenteilige Annahme zwingend: Gegen die Annahme, es handele sich bei den
in § 14a EEG 2004 genannten Fristen um Ausschlussfristen, spricht, dass der Gesetz-
geber die Fristen aus § 14a EEG 2004 dann ebenso wie die Frist nach § 16 Abs. 6
Satz 1 EEG 2004 explizit als Ausschlussfrist hätte bezeichnen können. Da der Ge-
setzgeber die in § 14a EEG 2004 genannten Fristen jedoch auch nicht explizit anders
denn als Ausschlussfrist benannt hat, ist es nicht schlechthin ausgeschlossen, dass die
Nennung als Ausschlussfrist schlicht versehentlich unterblieben ist.

Der thematische Zusammenhang mit § 16 Abs. 6 Satz 1 EEG 2004 führt somit eben-
sowenig zu einer eindeutigen Auslegung der verfahrensgegenständlichen Pflichten.
Entsprechendes gilt im Übrigen für die Pflichten im Rahmen der Transparenzvor-
schrift des § 15 EEG 2004, die ausweislich der (amtlichen) Überschrift der Vorschrift
der Transparenz, nicht jedoch der Gestaltung der Rechte und Pflichten der am bun-
desweiten Ausgleich beteiligten Parteien dient.

4.1.3 Systematische Auslegung im Zusammenhang der übrigen Rechtsord-
nung

Da die Untersuchung des EEG 2004 nicht zu einer abschließenden Auslegung der
Pflichten führt, ist die übrige Rechtsordnung systematisch zu untersuchen. Auf-
grund der Funktionsweise des EEG als im Wesentlichen privatrechtsgestaltendes Ge-
setz ist dabei ein Schwerpunkt auf die Untersuchung zivilrechtlicher Vorschriften zu
legen.

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB)22 definiert den Anspruch als das Recht, von ei-
nem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen, vgl. § 194 BGB. Im Recht der
Schuldverhältnisse ordnet § 241 Abs. 1 Satz 1 BGB an, dass der Gläubiger kraft des
Schuldverhältnisses berechtigt ist, von dem Schuldner, also dem Verpflichteten, eine
Leistung zu fordern, wobei diese nach Satz 2 von Abs. 1 auch in einem Unterlassen
bestehen kann.23 Nach § 241 Abs. 2 BGB kann das Schuldverhältnis jeden Teil zur
Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils verpflichten.
22Bürgerliches Gesetzbuch, in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002, BGBl. I S. 42, ber.

S. 2909 und BGBl. I 2003, S. 738.
23Mithin steht im Schuldrecht einerseits einem Recht immer eine Pflicht gegenüber, da ansonsten das

Recht ins Leere liefe. Andererseits steht nicht jeder Pflicht auch ein Recht gegenüber: So kann der
Erblasser gemäß § 1940 BGB durch Testament den Erben oder einen Vermächtnisnehmer zu einer
Leistung verpflichten, ohne einem anderen ein Recht auf die Leistung zuzuwenden.
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Somit enthält § 241 BGB keine Begriffsbestimmung des Schuldverhältnisses, sondern
benennt diese Pflichten als mögliche Wirkungen eines Schuldverhältnisses.24

Es hat sich keine einheitliche Terminologie zur Kategorisierung der (Leistungs-)
Pflichten des Schuldners herausgebildet.25 Unterschieden wird zumeist zwischen fol-
genden Pflichttypen:

• Hauptleistungspflichten

• Nebenleistungspflichten

• Obliegenheiten

• Ordnungsvorschriften

Hauptleistungspflichten sind diejenigen Leistungspflichten, die für das konkrete
Schuldverhältnis wesentlich sind, ihm sein Gepräge geben.26 Nebenleistungspflich-
ten beinhalten demgegenüber alles, was zur Vorbereitung, Durchführung und Si-
cherung der Leistung erforderlich ist.27 Sie sind auf die Herbeiführung des Leis-
tungserfolgs bezogen und ergänzen die Hauptleistungspflicht.28 Ist eine Haupt- oder
Nebenleistungspflicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums29 zu erfüllen, stellt sich die Frage nach der Rechtsfolge im Falle
der Fristversäumnis. Soweit dem Berechtigten durch eine nicht oder nicht termin-
gerecht erfolgte Leistung des Verpflichteten ein Schaden entstanden ist, ist nach den
Bestimmungen der §§ 249 ff. BGB Ersatz zu leisten. Bei einem gegenseitigen Vertrag
bestimmen sich die Rechte des Gläubigers nach den vertraglichen Regelungen und,
soweit diese fehlen, nach den §§ 323 ff. BGB, ferner nach etwaigen spezialgesetzli-
chen Regelungen.

Bei Obliegenheiten30 handelt es sich um „Pflichten gegen sich selbst“.31 Im Ge-
gensatz zur mittels Klage und Zwangsvollstreckung erzwingbaren Erfüllung einer
24Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, § 241 Rn. 1.
25Vgl. Brox/Walker, Allgemeines Schuldrecht, 32. Aufl. 2007, Rn. 5; Fikentscher/Heinemann, Schuld-

recht, 10. Aufl. 2006, Rn. 36; Heinrichs in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar,
67. Aufl. 2008, Einleitung vor § 241 Rn. 12.

26Brox/Walker, Allgemeines Schuldrecht, 32. Aufl. 2007, Rn. 6.
27Fikentscher/Heinemann, Schuldrecht, 10. Aufl. 2006, Rn. 36.
28Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, § 241 Rn. 5.
29Zur Bestimmung von Fristen und Terminen s. §§ 187 – 193 BGB.
30Vgl. Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, Einleitung vor

§ 241, Rn. 13.
31Brox/Walker, Allgemeines Schuldrecht, 32. Aufl. 2007 Rn. 16.
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Haupt- oder Nebenleistungspflicht begründet eine Obliegenheit für den „Berechtig-
ten“ weder einen Erfüllungsanspruch noch bei Verletzung eine Schadensersatzfor-
derung.32 Vielmehr besteht die Sanktion im Verlust einer günstigen Rechtspositi-
on oder in einem sonstigen Rechtsnachteil für denjenigen, an den sich die Oblie-
genheit richtet. Obliegenheiten finden sich in vielen Rechtsgebieten, z. B. im Falle
der alsbaldigen Anzeige von Schadensfällen im Versicherungsrecht, § 58 VVG33, der
Untersuchungs- und Rügepflicht des Käufers nach § 377 HGB34 oder auch der Mit-
teilungspflicht des Empfängers von Sozialleistungen nach § 60 SGB I35. Wie sich der
Verlust einer günstigen Rechtsposition oder der sonstige Rechtsnachteil konkret dar-
stellt, ist jeweils erneut Auslegungsfrage.36 Möglich ist, dass dem Vertragspartner des
Obliegenheitsverpflichteten eine Einrede zusteht (wie im Rahmen von § 58 VVG)
oder das Recht des Obliegenheitsverpflichteten aufgrund einer rechtsvernichtenden,
von Amts wegen zu berücksichtigenden Einwendung untergeht (wie im Falle von
§ 377 HGB37).

Die besondere Relevanz der Versäumnis einer Ausschlussfrist in Form des Erlö-
schens des Rechts kommt sprachlich im BGB durch Formulierungen wie „kann nur
erfolgen“, „das Recht erlischt“, „ist ausgeschlossen“ zum Ausdruck.38

Die Rechtsordnung kennt des Weiteren so genannte (bloße) Ordnungsvorschrif-
ten. Sie dienen – wie der Begriff sagt – der Herstellung und/oder Einhaltung einer
32Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, Einleitung vor § 241,

Rn. 13; Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Rechts, 9. Aufl. 2004, § 13 Rn. 36.
33Versicherungsvertragsgesetz vom 23. November 2007, BGBl. I S. 2631, zuletzt geändert durch Arti-

kel 9 des Gesetzes vom 28. Mai 2008.
34Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100 – 1, veröffent-

lichten bereinigten Fassung vom 10. Mai 1897, zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom
21. Dezember 2007, BGBl. I S. 3089.

35Erstes Buch Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil – (Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975,
BGBl. I S. 3015), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. September 2008, BGBl. I
S. 1856.

36Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Recht Kommentar, 67. Aufl. 2008, Überblick vor § 194 Rn. 13
a. E.

37Vgl. BGH, Urt. v. 08.11.1979 – III ZR 115/78, NJW 1980, 782, 784; Hopt, in: Baumbach/Hopt,
Handelsgesetzbuch Kommentar, 33. Aufl. 2008, § 377 Rn. 45; Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches
Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, Überblick vor § 194 Rn. 13; Ausschlussfristen enthalten
z. B. § 532 BGB im Falle des Widerrufs des Schenkers, § 556 Abs. 3 BGB bezüglich der Mitteilung
der abzurechnenden Betriebskosten, § 626 Abs. 2 BGB für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses
aus wichtigem Grund; zu weiteren Beispielen vgl. Larenz/Wolf, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen
Rechts, § 16 Rn. 41; Schellhammer, Schuldrecht nach Anspruchsgrundlagen samt BGB Allgemeiner
Teil, 7. Aufl. 2008, S. 18.

38Peters, in: von Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und
Nebengesetzen, Buch 1, Neubearbeitung 2004, Vorbemerkung zu §§ 194 ff. Rn. 13.
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Ordnung, etwa einer geregelten Verfahrensdurchführung. Ein Verstoß gegen eine
Ordnungsvorschrift zieht materiellrechtlich keine Rechtsfolgen nach sich, d. h. er
bleibt sanktionslos.

Die Vielfältigkeit der Pflichtentypen, die die Rechtsordnung und insbesondere das
Zivilrecht bereithält, lässt eine eindeutige Auslegung der verfahrensgegenständlichen
Pflichten gemäß § 14a EEG 2004 indes nicht zu – sie zeigt vielmehr, dass der Inhalt
und die Rechtsfolgen der Verletzung einer Pflicht im jeweiligen Einzelfall anhand
der weiteren Auslegungskriterien zu ermitteln sind.

4.1.4 Historische Auslegung

Die historische Auslegung bezieht sich auf die Vorgängerregelung39 des § 14a
EEG 2004. Ein Vergleich der Regelungen zeigt, dass die aktuelle Gesetzesfassung
sinngemäß und teilweise wortgleich mit der Vorgängerregelung übereinstimmt.
Hieraus kann hinsichtlich der Meldepflicht der Anlagenbetreiber lediglich die ge-
wünschte Beibehaltung der bisherigen Regelung abgeleitet werden. § 14 Abs. 6 EEG
2004 in der vormaligen Fassung ist jedoch soweit ersichtlich nicht dahingehend aus-
gelegt worden, welche Folgen eine Pflichtverletzung hätte. Rückschlüsse auf die Cha-
rakterisierung der Pflicht lassen sich daher nicht ziehen.

4.1.5 Genetische Auslegung

Die genetische Auslegung untersucht insbesondere die Gesetzesmaterialien (z. B.
Begründungen, Gremienprotokolle, Beschlussempfehlungen), um den gesetzgeberi-
schen Willen zu erforschen.

Der Bericht des Bundestagsausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit vom 01.04.200440 weist darauf hin, dass die Regelung des § 14 Abs. 6 EEG 2004,
die Vorgängerregelung des § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004, der Ausführung und Ver-

39§ 14 Abs. 6 EEG 2004, aufgehoben durch Artikel 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 07.11.2006, BGBl. I S. 2550, lautete: „Netzbetreiber, die nicht
Übertragungsnetzbetreiber sind, und Elektrizitätsversorgungsunternehmen sind verpflichtet, die
für die Berechnungen nach den Absätzen 1 bis 5 erforderlichen Daten unverzüglich zur Verfügung
zu stellen und bis zum 30. April eine Endabrechnung für das Vorjahr vorzulegen. Netzbetreiber und
Elektrizitätsversorgungsunternehmen können verlangen, dass die Endabrechnungen nach Satz 1 bis
zum 30. Juni und nach Abs. 3 bis zum 31. Oktober durch einen Wirtschaftsprüfer oder vereidigten
Buchprüfer bescheinigt werden. Anlagenbetreiber sind verpflichtet, die für die Endabrechnung des
Vorjahres erforderlichen Daten bis zum 28. Februar des Folgejahres zur Verfügung zu stellen.“

40BT-Drs. 15/2864, S. 49.
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besserung des bundesweiten Ausgleichs diente. Im Hinblick auf die Pflicht der An-
lagenbetreiber heißt es:

„Um die Funktionsfähigkeit des Ausgleichs zu gewährleisten, wird auch
eine Obliegenheit der Anlagenbetreiber aufgenommen, die für ihre An-
sprüche notwendigen Daten, wie Strommengen, Anlagenleistung etc. bis
zum 28. Februar des auf die Einspeisung folgenden Kalenderjahres mit-
zuteilen.“41

Das mit § 14 Abs. 6 EEG 2004 verfolgte Ziel, durch Einfügung von Fristen zu einer
schnellen Abrechnung und einem insgesamt – vor allem zeitlich und inhaltlich – ver-
besserten Belastungsausgleich zu gelangen, wurde indes nach Auffassung des Gesetz-
gebers nicht hinreichend zufriedenstellend erreicht.42 Insbesondere führte der Um-
stand, dass die Beteiligten des bundesweiten Ausgleichs die für die Geltendmachung
ihrer Ansprüche notwendigen Informationen lediglich ihrem jeweiligen Schuldner
zur Verfügung stellen und die Daten nicht veröffentlichen mussten, zu einer Intrans-
parenz in Bezug auf den aus dem EEG resultierenden Anteil der Strompreissteige-
rungen. Der Verdacht, dass sich Energieversorgungsunternehmen zur Durchsetzung
von Preiserhöhungen diese Intransparenz zunutze machten sowie gegen Übertra-
gungsnetzbetreiber erhobene Vorwürfe, den bundesweiten Ausgleich rechtswidrig
zu Lasten der Verbraucher durchzuführen, veranlasste den Gesetzgeber, mit Wir-
kung zum 1. Dezember 2006 die Bestimmung des § 14a EEG 2004 einzuführen.43

Hierdurch sollte eine ordnungsgemäße Umsetzung des EEG sichergestellt und für
mehr Transparenz beim bundesweiten Ausgleich der Strom- und Vergütungsflüsse
gesorgt werden, um eine unnötige Inanspruchnahme der Stromverbraucher zu ver-
meiden.44 In den Einzelerläuterungen sieht die Gesetzesbegründung zu § 14a Abs. 2
Nr. 3 EEG 2004 vor:

„Nummer 3 greift die zuvor in § 14 Abs. 6 EEG normierte Obliegen-
heit auf, die für die Ansprüche notwendigen Daten bis zum 28. Februar
des auf die Einspeisung folgenden Kalenderjahres zur Verfügung zu stel-
len.“45

41BT-Drs. 15/2864, S. 49.
42Vgl. Salje, Erneuerbare-Energien-Gesetz, 4. Aufl. 2007, § 14a Rn. 2.
43Zur Entstehungsgeschichte von § 14a EEG 2004 siehe Oschmann, in: Altrock/Oschmann/Theobald

(Hrsg.), EEG, 2. Aufl. 2008, § 14a Rn. 3 und 4.
44BT-Drs. 16/2455, S. 8.
45BT-Drs. 16/2455, S. 10.
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Der Bundesrat stimmte dem vorgelegten Gesetzesentwurf ohne Änderungen zu.46

Im Rahmen der genetischen Auslegung ergibt sich somit, dass der Gesetzgeber die
Pflichten der Anlagenbetreiber gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG 2004 als „Obliegen-
heit“ bezeichnet hat. Die Gesetzesmaterialien beinhalten jedoch keine entsprechen-
de oder abweichende Bezeichnung der übrigen verfahrensgegenständlichen Pflich-
ten. Die genetische Auslegung spricht somit dafür, im Rahmen der oben genannten
Pflichtentypologie von einer Obliegenheit auszugehen. Die Gesetzesmaterialien sa-
gen jedoch nichts darüber aus, ob eine Verletzung der als Obliegenheit gewerteten
Pflicht eine rechtsvernichtende Einwendung, eine rechtshemmende Einrede oder ei-
ne andere Rechtsfolge nach sich ziehen solle.

4.1.6 Teleologische Auslegung

Im Rahmen der teleologischen Auslegung wird das Ziel, also der Sinn und Zweck der
Vorschrift, untersucht. Hierbei ist maßgeblich auf das Ziel abzustellen, das mit dem
Ersten Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 07.11.2006,
durch welches § 14a EEG 2004 eingefügt wurde, erreicht werden sollte. Dieses EEG-
Änderungsgesetz zielte allgemein darauf ab, in Bezug auf die Ausgleichsregelung eine
ordnungsgemäße Umsetzung des EEG sicherzustellen und für mehr Transparenz bei
dem bundesweiten Ausgleich der Strom- und Vergütungsmengen zu sorgen, um die
Inanspruchnahme der Stromverbraucher durch die EEG-Umlage nachvollziehbar zu
machen.47

Die verfahrensgegenständlichen Pflichten verfolgen mehrere Zwecke:

1. Die jeweils zu liefernden Daten sind jeweils ein Glied einer Datenkette, die den
bundesweiten Ausgleich gemäß § 14 EEG 2004 sowohl vorbereitet als auch si-
chert. Der Netzbetreiber wird durch die Datenlieferung des Anlagenbetreibers
nicht nur in die Lage versetzt, diesem die bis zur Datenlieferung ggf. – etwa im
Rahmen von Abschlagszahlungen – auf Schätzungen beruhende Vergütungen
gemäß § 5 i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004 vollständig auszuzahlen, sondern dar-
über hinaus, die Datenlieferung an den Übertragungsnetzbetreiber vorzuberei-
ten. Diese Datenlieferung wiederum bereitet den bundesweiten Ausgleich zwi-
schen den Übertragungsnetzbetreibern untereinander gemäß § 14 EEG 2004

46BR-Drs. 692/06.
47BT-Drs. 16/2455, S. 1 und S. 8.
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vor. Die Datenlieferungspflicht der Elektrizitätsversorgungsunternehmen be-
reitet die Verteilung der weiterzuwälzenden Strommengen mitsamt den ein-
hergehenden Zahlungsverpflichtungen zwischen den Übertragungsnetzbetrei-
bern und den Elektrizitätsversorgungsunternehmungen, für die diese regelver-
antwortlich sind, vor.

2. Des Weiteren sind die Datenlieferungen gemäß § 14a EEG 2004 notwendig,
um gemäß § 15 EEG 2004 Transparenz herzustellen (vgl. § 15 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 EEG 2004).

Beide Ziele – die Vorbereitung des bundesweiten Ausgleichs und die Herstellung der
Transparenz – werden nur sicher erreicht, wenn die Datenlieferungsverpflichteten
einen möglichst hohen Anreiz haben, die Daten von sich aus zu liefern, und wenn
die Datenlieferungsempfänger insbesondere dann, wenn sie selbst einen Rechtsnach-
teil durch unterbliebene Datenlieferung erleiden würden, die Datenlieferung notfalls
rechtlich erzwingen können.

4.1.7 Zusammenführung der Auslegungsergebnisse

Eine Gesamtschau der Auslegungsergebnisse ergibt folgendes Bild:

• Systematisch handelt es sich bei den Rechtsverhältnissen gemäß §§ 4, 5,
6 – 12 EEG 2004 einerseits und gemäß §§ 5, 14, 14a EEG 2004 andererseits um
eigenständige Schuldverhältnisse.

• Die Gesetzgebungsmaterialien bezeichnen jedenfalls die Pflicht der Anlagen-
betreiber als Obliegenheit.

• Unter teleologischen Erwägungen ist den Pflichten höchste Bedeutung im Hin-
blick auf die Funktionsfähigkeit des EEG-Ausgleichssystems und dessen Trans-
parenz beizumessen.

4.1.8 Qualifizierung der Pflichten und Folgen ihrer Verletzung

Wie oben gezeigt48 sind Pflichten und damit die Folgen ihrer Verletzung bei unkla-
rem Wortlaut anhand wertender Kriterien entsprechend der Auslegungsergebnisse
484.1.3.
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zu qualifizieren. Aufgrund der Eigenständigkeit der Schuldverhältnisse der Vergü-
tungspflicht einerseits und der Datenlieferungspflicht andererseits kommt den ver-
fahrensgegenständlichen Pflichten ein Doppelcharakter zu. Dies trägt dem Umstand
Rechnung, dass die Datenlieferungsverpflichteten an den auf die Datenlieferungen
folgenden Vergütungs- bzw. Ausgleichszahlungen in unterschiedlichem Maße inter-
essiert sind, § 14a EEG 2004 jedoch einheitlich für alle hierin genannten Pflichten
formuliert, die Datenliefernden seien „verpflichtet“.

Die Pflichten sind anhand dieser Auslegungsergebnisse daher wie folgt zu qualifizie-
ren:

1. Meldepflicht aufgrund gesetzlichen Schuldverhältnisses gemäß §§ 14, 14a EEG
2004

Aus der Eigenständigkeit der Abnahme-, Übertragungs- und insbesondere Ver-
gütungspflicht gemäß §§ 4, 5 i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004 ergibt sich, dass es
sich bei den verfahrensgegenständlichen Pflichten um Hauptleistungspflichten
eines eigenständigen gesetzlichen Schuldverhältnisses handelt. Um das Ziel,
einen realitätsgetreuen, an den tatsächlichen Einspeisemengen orientierten bun-
desweiten Ausgleich zu erstellen, zu erreichen, ist die Zusammenarbeit aller
Beteiligten zwingend erforderlich.

Nur indem die Anlagenbetreiber den Netzbetreibern und die Netzbetreiber
den Übertragungsnetzbetreibern die zur Abrechnung erforderlichen Daten je-
weils so weiterleiten, dass die Datenlieferungsempfänger die Daten ihrerseits
aufarbeiten und weiterreichen können, kann der bundesweite Ausgleich zwi-
schen den Übertragungsnetzbetreibern stattfinden und können die Übertra-
gungsnetzbetreiber die zu liefernden bzw. zu zahlenden EEG-Strommengen
mit den Elektrizitätsversorgungsunternehmen abrechnen.

Die vorgenannten Regelungen verpflichten die Beteiligten hierzu und bilden
damit gesetzliche Schuldverhältnisse zwischen den jeweils Datenlieferungs-
pflichtigen und den Datenlieferungsempfängern. Den Gegenstand dieses
Schuldverhältnisses bildet allein die Beibringung der Daten und Angaben nach
§ 14a EEG 2004 durch die jeweils Datenlieferungsverpflichteten.

Insgesamt ist es conditio sine qua non für die Durchführung der bundesweiten
Ausgleichsregelung, dass die jeweils Datenlieferungsverpflichteten den jewei-
ligen Datenlieferungsempfängern die für die Jahresabrechnungen erforderli-
chen Daten zur Verfügung stellen. Es ist daher konsequent, § 14a EEG 2004
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eine große Bedeutung beizumessen.49 Die für die Endabrechnung des Vorjah-
res erforderlichen Daten stellen das Kernstück der Meldung dar, da sämtliche
weiteren Berechnungen auf diesen Zahlen aufbauen.

Die Qualifizierung als eigenständiges gesetzliches Schuldverhältnis trägt auch
dem Umstand Rechnung, dass der jeweilige Datenlieferungsempfänger die Da-
tenlieferungspflicht auch dann durchsetzen können muss, wenn der Datenlie-
ferungsverpflichtete kein eigenes Interesse daran hat, die jeweiligen Daten zu
liefern. Dies ist etwa im Verhältnis zwischen einem Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen und seinem regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber
hinsichtlich der Pflicht gemäß § 14a Abs. 5 EEG 2004 der Fall, sofern Erste-
res aufgrund der Meldung eine höhere EEG-Strommenge abzunehmen hätte:
Die Meldung der an Letztverbraucherinnen oder Letztverbraucher gelieferten
Energiemenge dient dazu, die Elektrizitätsversorgungsunternehmen im Sinne
der Ausgleichsregelung gleichmäßig mit der EEG-Strommenge zu belasten.

Stellen sich die in § 14a EEG 2004 normierten Datenlieferungspflichten als In-
halt eines eigenständigen gesetzlichen Schuldverhältnisses dar, so folgt hieraus
und insofern eine Rechtsfolge ihrer Verletzung: Nach den allgemeinen Regeln
sind die Datenlieferungsverpflichteten den Datenlieferungsempfängern gemäß
§§ 280 ff. BGB zum Ersatz eines aufgrund schuldhaft unterbliebener Meldun-
gen entstandenen Schadens verpflichtet. Im Rahmen der Geltendmachung des
Schadensersatzanspruchs tragen die Datenlieferungsempfänger dem Grunde
und der Höhe nach die Darlegungs- und die Beweislast für den entstandenen
Schaden. In den Verhältnissen Anlagenbetreiber zu Netzbetreiber und Netzbe-
treiber zu Übertragungsnetzbetreiber ist hierbei zu beachten, dass ein Schaden
aufgrund verspäteter Lieferung regelmäßig nicht entstehen wird, da die jeweili-
gen Datenlieferungsempfänger bei verspäteter Datenlieferung die Möglichkeit
haben, die Vergütung zu verweigern (hierzu nachfolgend unter 2.). Verweigern
sie die Vergütung in einem solchen Fall nicht mit Hinweis auf die verspätete
Datenlieferung und müssen sie daher Vergütungszahlungen auskehren, ohne
diese vom Übertragungsnetzbetreiber bzw. im Rahmen des bundesweiten Aus-
gleichs erstattet zu bekommen, verstoßen sie gegen ihre Schadensminderungs-
pflicht50 gemäß § 254 Abs. 2 Satz 1 BGB mit der Folge, dass sich die Höhe des

49So Salje, Erneuerbare-Energien-Gesetz, 4. Aufl. 2007, § 14a Rn. 4.
50An sich handelt es sich hierbei nicht um eine Pflicht, sondern um eine Obliegenheit, für die sich

jedoch der Begriff „Schadensminderungspflicht“ eingebürgert hat; vgl. Heinrichs, in: Palandt, Bür-
gerliches Gesetzbuch Kommentar, 67. Aufl. 2008, § 254 Rn. 1.
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erstattungsfähigen Schadens regelmäßig auf Null reduziert.

2. Auswirkungen auf die Vergütungspflichten

Wie im Rahmen der teleologischen Auslegung gezeigt, ist es aufgrund der
großen Bedeutung der Datenlieferung für das System der Vergütung und des
bundesweiten Ausgleichs erforderlich, den Datenlieferungsverpflichteten, die
ein eigenes Interesse an der Datenlieferung an sich haben, einen möglichst ho-
hen Anreiz zu geben, ihrer Datenlieferungspflicht pünktlich zu den in
§ 14a EEG 2004 genannten Terminen nachzukommen. Unter Berücksichti-
gung der gesetzgeberischen Vorstellung, dass es sich insbesondere bei der Da-
tenlieferungspflicht des Anlagenbetreibers um eine Obliegenheit handelt, sind
die in § 14a EEG 2004 genannten Fristen (zugleich) Verjährungsfristen für die
aus den §§ 5 i. V. m. 6 – 12 EEG 2004 stammenden Vergütungsansprüche.

Gemäß der gesetzlichen Systematik entsteht die Verpflichtung des Netzbe-
treibers und spiegelbildlich die Berechtigung des Anlagenbetreibers gemäß § 5
i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004 spätestens in dem Augenblick, in dem mittels ei-
ner Anlage nach § 3 Abs. 2 EEG 2004 die erste Kilowattstunde Elektrizität im
Sinne von § 3 Abs. 1 EEG 2004 in das Netz eingespeist wird.

Zur Entstehung des Anspruchs auf Vergütungszahlung bedarf es daher nicht
der Erfüllung weiterer Voraussetzungen, insbesondere nicht einer terminge-
rechten Meldung im Sinne des § 14a EEG 2004. Die Erfüllung der Meldepflicht
ist weder gedanklich noch systematisch conditio sine qua non für das Entste-
hen des Vergütungsanspruchs. Ein Verstoß gegen die Meldepflicht lässt somit
den Vergütungsanspruch des Anlagenbetreibers dem Grunde nach unberührt.

Ist die Einhaltung der fristgebundenen Pflichten nach § 14a EEG 2004 auch
nicht konstituierend für die Vergütungsansprüche, so folgt hieraus aber nicht
zwingend, dass die Verletzung der Fristen für die Zahlungsansprüche irrele-
vant ist. Zu beachten ist vielmehr die besondere Bedeutung der Datenlieferung
jeweils vom Datenlieferungsverpflichteten zum Datenlieferungsempfänger als
Grundvoraussetzung für das Funktionieren des bundesweiten Ausgleichs. Die
jeweiligen Verhältnisse sind – in der Hauptsache – von den Vergütungsver-
pflichtungen gemäß §§ 4, 5 EEG 2004 geprägt. Bliebe eine Verletzung der in
§ 14a EEG 2004 genannten Fristen für das Vergütungsverhältnis vollkommen
folgenlos, bedeutete dies mangels anderweitiger Vorschriften auch eine Sankti-
onslosigkeit der Versäumnis der Fristen in § 14a EEG 2004. Dies widerspräche
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der oben beschriebenen, grundlegenden Bedeutung der Datenlieferungen für
den bundesweiten Ausgleich.

Die dem Wortlaut, der Systematik, dem Willen des Gesetzgebers und der te-
leologischen Auslegung entsprechende Sanktion ist, die Verletzung der Daten-
lieferungspflicht durch den Vergütungsempfänger als „Verschulden gegen sich
selbst“, d. h. als Obliegenheit zu qualifizieren, und zwar in Form der Verjäh-
rung der geltend zu machenden Ansprüche nach dem Fristende.

Der – an dieser Stelle zuvörderst in den Blick zu nehmende – Anspruch des An-
lagenbetreibers gegen den Netzbetreiber gemäß § 5 i. V. m. §§ 6 – 12 EEG 2004
entsteht mit der Einspeisung und Abnahme des Stroms in das Netz des Netz-
betreibers. Gemäß § 200 Abs. 1 BGB beginnt die Verjährungsfrist mit der Ent-
stehung des Anspruchs. Die Verjährungsfrist endet mit Ablauf der in § 14a
EEG 2004 genannten Tage.

Die Verjährung lässt den Anspruch nicht erlöschen, sondern begründet ein
Leistungsverweigerungsrecht des Schuldners51, d. h. des jeweiligen Datenliefe-
rungsempfängers. Dieser darf die Vergütungsleistung verweigern, wenn und
weil er nicht mehr in der Lage ist, die vom Datenlieferungsverpflichteten ge-
lieferten Daten seinerseits in der jeweils vorgeschriebenen Form an den in der
Ausgleichskette nächsten Datenlieferungsempfänger weiterzureichen, um auf
diesem Wege die Vergütung, die er (seinem) Datenlieferungsverpflichteten ent-
richtet, von (seinem) Datenlieferungsempfänger erstattet zu bekommen.

Ist der Datenlieferungsempfänger jedoch – insbesondere aufgrund des Umstan-
des, die Daten noch nicht an den nächsten Datenlieferungsempfänger weiter-
gereicht zu haben – in der Lage, die sich aus der Datenlieferung ergebenden
Vergütungsansprüche an das nächste Glied in der Kette weiterzureichen, stell-
te sich die Erhebung der Einrede der Verjährung als rechtsmissbräuchlich ge-
mäß § 226 BGB mit der Folge dar, dass die Einrede der Verjährung nicht er-
hoben werden darf. Gemäß § 226 BGB ist die Ausübung eines Rechts unzuläs-
sig, wenn sie nur den Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen.
Solange der Datenlieferungsempfänger noch in der Lage ist, die Daten entge-
genzunehmen und die sich hieraus ergebenden Vergütungsansprüche an (sei-
nen) Datenlieferungsempfänger mit der Folge weiterzureichen, dass dieser ihn
hinsichtlich der Vergütung schadlos hält, bedeutete die Erhebung der Einrede
der Verjährung allein einen Schaden beim (ersten) Datenlieferungsverpflich-

51Heinrichs, in: Palandt (Hrsg.), BGB, 67. Aufl. 2008, Überblick vor § 194, Rn. 4.
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teten, dem kein und erst recht kein gerechtfertigter Gewinn bzw. vermiede-
ner Schaden beim Datenlieferungsempfänger gegenübersteht. Zudem ist zum
Schutz insbesondere der Anlagenbetreiber zu beachten, dass die durch § 14a
EEG 2004 definierte Verjährungsfrist im Vergleich zur regelmäßigen Verjäh-
rungsfrist von drei Jahren (§ 195 BGB) knapp bemessen ist.

Die Qualifizierung der verfahrensgegenständlichen Pflichten im Hinblick auf
die Vergütungsansprüche als Verjährungsfristen52 entspricht auch Funktion
und ratio legis von Verjährungsfristen: Im Falle begründeter Ansprüche dient
die Konstruktion der Verjährung dem Schuldnerschutz und dem Rechtsfrie-
den. Beiden Interessen ist gedient, indem die nicht fristgerechte Meldung das
Recht des Datenlieferungsempfängers begründet, die Vergütung unter Hin-
weis auf die verspätete Datenlieferungspflicht zu verweigern. Insofern er nicht
mehr in der Lage ist, sich beim jeweils nächsten Glied in der Kette schad-
los zu halten, verdient der jeweilige Schuldner Schutz, da er sich ansonsten
einer Zahlungsverpflichtung ausgesetzt sähe, die dem System des EEG wider-
spräche: Das System der §§ 4, 5, 6 – 12 und 14 EEG 2004 ist ausweislich der
§§ 15, 16 EEG 2004 darauf ausgerichtet, dass die nominellen Belastungen aus
den gegenüber konventioneller Stromerzeugung regelmäßig höheren Vergü-
tungen von Strom aus Erneuerbaren Energien auf die Letztverbraucherinnen
und Letztverbraucher umgelegt werden. Netzbetreiber, Übertragungsnetzbe-
treiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen haben insofern lediglich ad-
ministrative Funktion. Könnten die jeweiligen Datenlieferungsempfänger die
Entgegennahme von Daten und insbesondere die darauf beruhende Vergütung
nicht nach Ablauf der in § 14a EEG 2004 genannten Fristen unter Hinweis auf
die Verspätung ablehnen, verblieben finanzielle Belastungen aus der Vergütung
Erneuerbarer Energien bei ihnen, ohne dass dies auf eigenem Verschulden be-
ruhte.

Die Qualifizierung der in § 14a EEG 2004 genannten Termine als Enddaten
von Verjährungsfristen für die Vergütungsansprüche führt zudem zu einer sys-
tematischen Kohärenz mit den Regelungen aus den §§ 14 Abs. 4, 14a Abs. 6
EEG 2004. Gemäß diesen Vorschriften können auf dem Klagewege eingefor-
derte Vergütungszahlungen auch abweichend von den genannten Fristenden

52Die sich von Ausschlussfristen im Wesentlichen dadurch unterscheiden, dass Letztere den An-
spruch als solchen erlöschen lassen und darüber hinaus von Amts wegen, d. h. ohne Berufung durch
den Schuldner zu beachten sind, vgl. Heinrichs, in: Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar,
67. Aufl. 2008, Überblick vor § 194 Rn. 13.
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von dem jeweils nächsten Datenlieferungsempfänger gefordert bzw. in den
bundesweiten Ausgleich eingestellt werden. Gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB
hemmen die Erhebung der Klage auf Leistung oder auf Feststellung eines An-
spruchs die Verjährung mit der Folge, dass der entsprechende (Rechtsverfol-
gungs-)Zeitraum in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet wird, § 209 BGB.
Die Regelungen der §§ 14a, 14 Abs. 4 i. V. m. 14a Abs. 6 EEG 2004 stellen sich
somit als mit den Verjährungsvorschriften des BGB konform dar.

4.1.9 Zwischenergebnis

Die verfahrensgegenständlichen Pflichten sind Gegenstand eines eigenständigen ge-
setzlichen Schuldverhältnisses in Bezug auf die Erstellung des bundesweiten Aus-
gleichs und die nominelle Weiterreichung der den Anlagenbetreibern gezahlten Ver-
gütungen gemäß §§ 6 – 12 EEG 2004 an die Letztverbraucher.

Im Hinblick auf die gesetzlichen Schuldverhältnisse gemäß §§ 5, 6 – 12 EEG 2004
sind die in § 14a EEG 2004 genannten Daten definierte Endtermine von Verjährungs-
fristen.

4.2 Die Rechte gemäß § 14a Abs. 7 EEG 2004

Gemäß § 14a Abs. 7 EEG 2004 können Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungs-
unternehmen verlangen, dass die Endabrechnungen nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und
Abs. 5 bis zum 30. Juni eines Jahres bzw. nach Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 bis zum 31. Okto-
ber eines Jahres durch einen Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer beschei-
nigt werden.

Zur Klarstellung der Verfahrensfrage in diesem Punkt ist vorauszuschicken, dass es
hinsichtlich der am Testatvorgang Beteiligten keinen Meldeverpflichteten und kei-
nen Meldeempfänger gibt. Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des § 14a Abs. 7
EEG 2004, der – anders als die zuvor behandelten Absätze – nicht nach dem Mus-
ter „. . . sind verpflichtet. . . “ aufgebaut ist, sondern einen Anspruch im Sinne des
§ 194 BGB einräumt. Es handelt sich um einen „verhaltenen“ Anspruch, der erst mit
Geltendmachung durch den Berechtigten entsteht.

Anspruchsinhaber sind Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie Übertragungs-
netzbetreiber53. Letztgenannte sind die Empfänger der Endabrechnungen, die sie von
53Der Gesetzeswortlaut in § 14a Abs. 7 EEG 2004 ist insoweit missverständlich, da Netzbetreiber, die
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den Netzbetreibern gemäß § 14a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2004 sowie von den Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen gemäß § 14a Abs. 5 EEG 2004 erhalten. Der An-
spruch richtet sich gegen diejenigen, von denen die Beibringung des Testats verlangt
werden kann. Dies sind entsprechend der jeweiligen Verpflichtung zur Vorlage der
Endabrechnungen Netzbetreiber, Elektrizitätsversorgungsunternehmen oder Über-
tragungsnetzbetreiber.

Materiellrechtlich handelt es sich bei dem Anspruch nach § 14a Abs. 7 EEG 2004
um einen selbständig einklagbaren Anspruch des „Testatberechtigten“. Der Sinn und
Zweck einer Testierung besteht darin, die Richtigkeit des Zahlen- und Datenmateri-
als zu bescheinigen. Dies steht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Sinn und
Zweck von § 14a EEG 2004, einen die Wirklichkeit abbildenden bundesweiten Aus-
gleich unter bestmöglicher Ausschaltung von Fehlerquellen durchzuführen. Wegen
dieses engen Sachzusammenhangs ist es erforderlich, dass auch die in § 14a Abs. 7
EEG 2004 genannten Fristen strikt eingehalten werden. Daher handelt es sich auch
bei den Pflichten gemäß § 14a Abs. 7 EEG 2004 um Hauptleistungspflichten eines
eigenständigen Schuldverhältnisses. Ihre Verletzung zieht die Verjährung der Ver-
gütungsansprüche nach sich. Für eine vom Gesetzgeber gewollte anderweitige Be-
handlung dieser Termine, etwa im Sinne einer bloßen Ordnungsfrist, sind keinerlei
Anhaltspunkte ersichtlich.

4.3 Ratschläge der Clearingstelle EEG

Aus dem Vorgenannten ergibt sich, dass die Fristversäumnis des Meldepflichtigen
dessen Anspruch gegenüber dem Meldeempfänger nicht entfallen lässt. Es handelt
sich bei den Schuldverhältnissen gemäß §§ 5 i. V. m. 6 – 12 EEG 2004 einerseits und
§ 14a EEG 2004 andererseits um eigenständige, gesetzliche Schuldverhältnisse. Je-
doch steht den Gliedern der Vergütungskette, d. h. insbesondere den Netzbetreibern,
aber auch den Übertragungsnetzbetreibern die Einrede der Verjährung hinsichtlich
der Vergütungsansprüche nach den in § 14a EEG 2004 genannten Terminen zu. Die
Verjährung lässt den Anspruch nicht entfallen, hemmt jedoch – wenn und soweit
sie als Einrede erhoben wird – die Durchsetzung des Anspruchs. Es handelt sich bei
den Verjährungsfristen gemäß EEG 200454 um besondere gesetzliche Verjährungs-

nicht Übertragungsnetzbetreiber sind, keinen Anspruch auf Testierung der ihnen von Anlagenbe-
treibern gemäß § 14a Abs. 2 EEG 2004 mitgeteilten Daten haben.

54Gemäß §§ 5 i. V. m. 6 – 12 EEG 2004, § 200 Satz 1 BGB beginnt die Verjährungsfrist für die Vergü-
tung einer Kilowattstunde Strom, die aus Erneuerbaren Energien erzeugt wurde, mit der Einspei-
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fristen. Diese Verjährungsfristen können gemäß § 202 BGB individual-vertraglich
modifiziert werden. Zudem ist es nach dem Ablauf des jeweils in § 14a EEG 2004
genannten Termins ggf. erforderlich, im Einzelfall zu prüfen, ob dem jeweiligen Da-
tenlieferungsempfänger die Weitergabe der Daten an den jeweils nächsten Datenlie-
ferungsempfänger und – im Falle der Verhältnisse zwischen Anlagenbetreiber und
Netzbetreiber sowie Netzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber – die Rückver-
gütung der gemäß §§ 6 – 12 EEG 2004 gezahlten Vergütungen möglich ist.

Zur Vermeidung von Streitigkeiten insbesondere zwischen Anlagen- und Netzbe-
treibern rät die Clearingstelle EEG daher

1. den Anlagenbetreiberinnen und -betreibern, möglichst frühzeitig mit den
Netzbetreibern zu vereinbaren, in welchem Turnus und insbesondere zu wel-
chen Terminen die Daten geliefert werden sollen. Eine entsprechende Ver-
einbarung modifiziert nach Auffassung der Clearingstelle EEG die gesetzli-
che Verjährungsregelung entsprechend der jeweiligen Individualabsprache. Ei-
ne dahingehende Absprache hat insbesondere den Vorteil der damit einherge-
henden Klarheit und Transparenz für die Parteien des gesetzlichen Schuldver-
hältnisses (insbesondere Anlagen- und Netzbetreiber) hinsichtlich der termin-
lichen Abwicklung;

2. den Netzbetreibern, die Anlagenbetreiberinnen und -betreiber rechtzeitig und
schriftlich darauf aufmerksam zu machen, dass diese ihren Vergütungsanspruch
für den im Vorjahr gelieferten Strom nach dem 28. Februar ggf. nicht mehr
durchsetzen können werden, wenn der Netzbetreiber seinerseits hierdurch sei-
nen Verpflichtungen zur Meldung an den Übertragungsnetzbetreiber nicht
mehr rechtzeitig nachkommen kann. Auch im Fall einer abweichenden ver-
traglichen Vereinbarung zwischen Anlagen- und Netzbetreibern über Zeit-
punkt und Umfang der Datenlieferung sollte der Netzbetreiber den Anlagen-
betreiber auf die Konsequenz der Versäumnis dieser Meldung aufmerksam ma-
chen.

Die Clearingstelle EEG geht davon aus, dass eine entsprechende – rechtzeiti-
ge und schriftliche – Meldung der Netzbetreiber bei den Anlagenbetreibern
schon aufgrund ihrer Appellfunktion die Wirkung zeitigen wird, dass die An-
lagenbetreiberinnen und -betreiber die erforderlichen Daten rechtzeitig, d. h.

sung und Abnahme des Stroms und endet gemäß § 14a EEG 2004 mit Ablauf des Zeitpunkts nach
den in § 14a EEG 2004 genannten Terminen, zu dem der Datenlieferungsempfänger die Daten nicht
mehr an den jeweils nächsten Datenlieferungsempfänger weiterreichen kann (§ 226 BGB).
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bis zum 28. Februar, melden werden. Hierdurch würde auch das Interesse der
Netzbetreiber insofern gewahrt, als dass es nicht notwendig wäre, ggf. darüber
zu prozessieren, ob die Netzbetreiber die der Datenentgegennahme nachfol-
gende Vergütungszahlung rechtsmissbräuchlich verweigerten. Den Netzbetrei-
bern entstünden durch einen solchen Prozess allein ökonomische Nachteile.
Im Falle des Unterliegens hätten sie die Vergütungs-, Prozess- und sonstigen
Rechtsverfolgungskosten zu zahlen, ohne diese an den vorgelagerten Über-
tragungsnetzbetreiber weiterreichen zu können. Im Falle des Obsiegens ent-
fiele zwar ihre Leistungsverpflichtung hinsichtlich der Vergütungszahlungen
und der Prozesskosten, ihre Rechtsverfolgungskosten (personeller Aufwand,
ggf. weitere Anwaltskosten) wären jedoch nicht an den vorgelagerten Übertra-
gungsnetzbetreiber weiterzureichen.

Beschluss

Die Empfehlung wurde in der Sitzung am 24. November 2008 einmütig angenom-
men.

Gemäß § 25 Nr. 1 VerfO ist das Verfahren mit Annahme der Empfehlung beendet.

Dr. Lovens Lucha Puke

Grobrügge Weißenborn
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